
In Bezug auf die Berichtigung bezüglich der Betriebsprämien­
regelung trägt die Klägerin erstens vor, dass eine pauschale Be­
richtigung insoweit nicht rechtmäßig sei, da a) die Auferlegung 
pauschaler Berichtigungen im ersten Jahr der Anwendung der 
gemeinsamen Agrarpolitik den allgemeinen Grundsatz der Bil­
ligkeit und der Zusammenarbeit verletze und b) keine gültige 
Rechtsgrundlage für die Anwendung der alten Leitlinien des 
Dokuments VI/5530/1997 auf die neue gemeinsame Agrarpoli­
tik und die Betriebsprämienregelung bestehe, hilfsweise, da die 
Anwendung der alten Leitlinien auf die neue gemeinsame Agrar­
politik einen erheblichen Verstoß gegen den Grundsatz der Ver­
hältnismäßigkeit darstelle. 

Zweitens beruhe die Schlussfolgerung der Kommission, dass die 
Kriterien für die Aufteilung der nationalen Reserve nicht mit 
Art. 42 der Verordnung Nr. 1782/2003 ( 1 ) und Art. 21 der 
Verordnung Nr. 795/2004 ( 2 ) übereinstimmten, auf einer fal­
schen Auslegung dieser Vorschriften und einer falschen Beur­
teilung des Sachverhalts. 

Drittens trägt die Klägerin zur pauschalen Berichtigung von 10 
% vor, dass die Feststellungen der EU zu den nationalen Krite­
rien für die Aufteilung der nationalen Reserve, zum Versäumnis, 
alle Futterflächen in die Berechnung der Flächen/der Referenz­
beträge aufzunehmen, und zur Berechnung des regionalen 
Durchschnitts keine Verstöße gegen die Verordnung Nr. 
1290/2005 darstellten, und die Kommission zu Unrecht finan­
zielle Berichtigungen nach dieser Verordnung vorgenommen 
habe. Jedenfalls habe die Kommission Art. 31 der Verordnung 
Nr. 1290/2005 ( 3 ) und die Richtlinien des Dokuments 
VI/5530/1997 falsch ausgelegt und angewandt, da a) die von 
der Kommission erhobenen Vorwürfe in Bezug auf die Kriterien 
für die Aufteilung der nationalen Reserve, selbst wenn sie er­
wiesen wären, nicht zur Zahlung von Beträgen an Nichtberech­
tigte geführt und keine Gefahr eines Schadens zum Nachteil des 
EGFL verursacht hätten und b) diese Vorwürfe nicht mit der 
fehlenden Durchführung von Schlüsselkontrollen im Zusam­
menhang stünden und daher die Anwendung einer pauschalen 
Berichtigung in Höhe von 10 % nicht rechtfertigen könnten. 

Zur Berichtigung für den Weinsektor macht die Klägerin gel­
tend, dass die EU den Sachverhalt in Bezug auf folgende Punkte 
falsch beurteilt habe: die Weinbaukartei, die Destillation und die 
Beihilfen für die Verwendung von Most, die Verpflichtung zur 
Destillation von Nebenerzeugnissen und die Umstrukturierung 
und Umstellung von Rebflächen, so dass nach den Leitlinien für 
finanzielle Berichtigungen im Abschlussverfahren eine Berichti­
gung von 10 %, die offensichtlich außer Verhältnis zu den fest­
gestellten Mängeln im Kontrollsystem stehe, offenkundig nicht 
gerechtfertigt sei. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom 29. September 
2003 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen 
der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsrege­
lungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Änderung 
der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93, (EG) Nr. 1452/2001, (EG) 
Nr. 1453/2001, (EG) Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 
1251/1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000, (EWG) Nr. 
2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001. 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 795/2004 der Kommission vom 21. April 
2004 mit Durchführungsbestimmungen zur Betriebsprämienrege­
lung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates mit 
gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemein­
samen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für 
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe. 

( 3 ) Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates vom 21. Juni 2005 über 
die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik. 
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Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— ihre Klage für zulässig zu erklären und daher 

— den Beschluss 2011/628/GASP des Rates vom 23. Septem­
ber 2011 zur Änderung des Beschlusses 2011/273/GASP 
vom 9. Mai 2011 über restriktive Maßnahmen gegen Syrien 
und die Verordnung (EU) Nr. 950/2011 des Rates vom 23. 
September 2011 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 
442/2011 vom 9. Mai 2011 über restriktive Maßnahmen 
angesichts der Lage in Syrien für nichtig zu erklären, soweit 
diese Rechtsakte die Klägerin betreffen, indem deren Auf­
nahme in die Liste der Organisationen nach Art. 5 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 442/2011 vom 9. Mai 2011 und nach 
den Art. 3 und 4 des Beschlusses 2011/273/GASP vom 9. 
Mai 2011 festgelegt wird; 

— dem Rat der Europäischen Union die Kosten im Zusammen­
hang mit dem vorliegenden Rechtszug aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin drei Klagegründe 
geltend, die im Wesentlichen die gleichen oder ähnliche wie 
die in der Rechtssache T-433/11, Makhlouf/Rat ( 1 ), geltend ge­
machten Klagegründe sind. 

( 1 ) ABl. 2011, C 290, S. 14. 
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